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▶ Geopolitische Veränderungen 

«Trump wird BEPS aufweichen»
Paradigmenwechsel Die ganze Welt spricht derzeit von US-Präsident Donald Trump. Die aktuellen geopolitischen Veränderungen wirken sich auch
auf das Steuerwesen aus. Verwaltungsräte und Geschäftsleitungen Liechtensteinischer Unternehmen sind künftig einmal mehr stark gefordert.

MIT MARCO FELDER SPRACH
DOROTHEA WURMBRAND STUPPACH

Herr Felder, wird die neu gewählte Re-
gierung unter Führung von Donald
Trump auf das Steuerwesen einwirken?
Marco Felder: Ja, davon ist auszugehen.
Die letzte amerikanische Steuerreform
erfolgte vor dreissig Jahren unter Ro-
nald Reagan. Es könnte Donald Trump
nun tatsächlich gelingen, die nächste
grundlegende Reform des amerikani-
schen Steuerwesens durchzusetzen.
Die republikanische Partei besetzt
beide Kammern des Kongresses und
damit alle Schalthebel der Macht.
Zudem bieten die republikanischen
Kongressmitglieder Donald Trump in
steuerlichen und regulatorischen Fra-
gen derzeit die Hand.

Was will Trump mit der Reform errei-
chen?
Ziele der von Donald Trump geplanten
Steuerreform sind die steuerliche Ent-
lastung des amerikanischen Mittelstan-
des, die Abschaffung der Erbschafts-
steuer, die Vereinfachung des Steuerge-
setzes und als Folge davon eine Stär-
kung der amerikanischen Wirtschaft.
Unabhängig davon haben einflussrei-
che republikanische Kongressabgeord-
nete eine absatzorientierte Cashflow-
Steuer vorgeschlagen. Vereinfacht geht
es darum, nicht den Unternehmensge-
winn, sondern den Absatz in den USA
zu besteuern. Welche Steuerreformvor-
lage oder allenfalls eine Kombination
davon sich durchsetzen wird, bleibt ab-
zuwarten.

Ist davon auszugehen, dass die Unter-
nehmenssteuern in den USA sinken?
Donald Trump will noch vor Ende die-
ses Jahres die Steuern in den USA sen-
ken. In seinen Steuerreformplänen ist
vorgesehen, den Spitzensteuersatz für
Unternehmen von 35 auf 15 Prozent zu
senken. Mit einer so tiefen Unterneh-
menssteuerbelastung würde die USA
im internationalen Vergleich einen 
absoluten Spitzenplatz einnehmen. 
Der alternative Steuerreformplan einer
Cashflow-Steuer würde wie eine Im-
portsteuer von 20 Prozent wirken.

Es wird darüber gesprochen, Donald
Trump könnte den automatischen In-
formationsaustausch unter FATCA
rückgängig machen?
Es sind vorwiegend ausländische Stim-
men, wie ausländische Banken, die eine
Abschaffung von FATCA fordern. Die
Kraft solcher Stimmen wird aber kaum
ausreichen, eine ernsthafte innerstaat-
liche Politdebatte zur Abschaffung von
FATCA auszulösen. Die amerikanische
Regierung hat in den letzten Jahren
massive Anstrengungen unternommen,
damit US-Steuerzahler ihre ausländi-
schen Einkommens- und Vermögens-
werte deklarieren. An FATCA dürfte Do-
nald Trump daher weiter festhalten.

Wie steht Donald Trump zum OECD-
Projekt gegen die Aushöhlung der Steu-
erbasis und die Gewinnverlagerung
(BEPS)?
Meine Einschätzung ist, dass BEPS für
Donald Trump nicht von nennenswer-
tem Interesse ist. Aufgrund seiner poli-
tischen Interessenlage dürfte Donald
Trump dennoch gewisse Schwerpunkte
des BEPS-Projekts weiter aufweichen.
Trump steht für eine Stärkung des Na-
tionalstaats und somit für eine bedeu-
tende Strömung der Gegenwart. Das
BEPS-Projekt hingegen zielt – fernab
einer basisdemokratischen Legitimie-
rung – auf Kohärenz und damit die Har-
monisierung der nationalen Steuersys-
teme ab. Darin ist eine Schwächung des
Nationalstaats und somit ein gewisser
Widerspruch zur Interessenlage von
Donald Trump erkennbar. Ein multila-
terales Abkommen zur rascheren Um-

setzung des BEPS-Projekts dürfte Do-
nald Trump nicht zuletzt vor diesem
Hintergrund verwerfen. Hingegen dürf-
ten Donald Trump aufgrund seiner In-
teressenlage andere Schwerpunkte des
BEPS-Projekts nützlich sein. Gewinne
dort zu besteuern, wo sich die wirt-
schaftliche Substanz befindet und die
Wertschöpfung erfolgt, entspricht wohl
auch seiner Überzeugung.

Wie gross wiegen der geopolitische Fak-
tor «harter Brexit» sowie die Ankündi-
gung von Theresa May betreffend nied-
riger Unternehmenssteuern in Gross-
britannien?
Der geopolitische Faktor Brexit weitet
sich bereits erkennbar auf das Steuer-
wesen aus. Die britische Premierminis-
terin Theresa May hat angekündigt, die
Unternehmenssteuern in Grossbritan-
nien auf das tiefste Niveau unter den
G20-Ländern zu senken. Mit der Sen-
kung der Unternehmenssteuer soll eine
wirtschaftliche Schwächung Grossbri-
tanniens nach dem EU-Austritt verhin-
dert werden. Auch der britische Finanz-
minister hat mit einem harten Steuer-
wettbewerb gedroht, sollte Grossbritan-
nien von der EU keinen angemessenen
Anschluss an den Binnenmarkt erhal-
ten. Wie ernst es Theresa May mit ihrer
Ankündigung ist, bleibt abzuwarten. Sie
begibt sich jedenfalls auf eine Linie mit
Donald Trump, wenn es darum geht,
die Unternehmenssteuern zu senken
und die Wirtschaft damit zu stärken.

Wie wirken sich Donald Trump und der
harte Brexit auf das Steuerwesen inner-
halb der EU aus?
Ich denke, stärker als man es allgemein
vermutet. Bereits vor der Wahl von Do-
nald Trump befand sich die EU in einer
misslichen Lage. Nun muss sich die EU
nach dem Brexit mit weiteren Szenarien
der Desintegration beschäftigen. In den
EU-Mitgliedstaaten Holland und Frank-
reich könnten in den anstehenden Par-
lamentswahlen europhobe Kräfte die
Macht an sich ziehen. Holland wählt
bereits im März 2017, Frankreich im
Mai 2017. Ein Austritt eines Gründungs-
mitglieds wie die Niederlande oder

Frankreich wäre für die EU nicht zu ver-
schmerzen. Zudem dürften sich in den
ebenfalls bald anstehenden Parla-
mentswahlen anderer EU-Mitgliedstaa-
ten – darunter Deutschland, Italien
oder Österreich – euroskeptische Par-
teien weiter ausbreiten. Anstatt auf jede
Krise mit mehr Europa zu reagieren,
müsste man meinen, dass die EU eine
Konsolidierung anstrebt und sich auf
die Erfüllung ihrer wichtigen Kernauf-
gaben ausrichtet. Mit der Ausrichtung
auf ihre Kernaufgaben liesse sich die
Ausbreitung euroskeptischer Parteien
eventuell eindämmen. Das Unheil
dabei: Die Überlebensfähigkeit der EU
dürfte sich nur unter vollständiger In-
tegration sichern lassen. Aus meiner
Sicht erfordert eine vollständige Inte-
gration auch die Umgestaltung der
Währungsunion in eine Transferunion.
Eine solche Umgestaltung der Wäh-
rungsunion erscheint im aktuellen eu-
roskeptischen Politumfeld aber kom-
plett unrealistisch. Das Steuerwesen in-
nerhalb der EU dürfte vor diesem Hin-
tergrund an Harmonisierungsfähigkeit
verlieren und entsprechend wieder an
Wettbewerbsfähigkeit gewinnen. Der
Startschuss dazu fällt spätestens mit der
Senkung der Unternehmenssteuern sei-
tens der USA und Grossbritannien und
somit zwei der wichtigsten Wirtschafts-
standorte in der westlichen Welt.
Zudem würde die Stellung Grossbritan-
niens im Steuerwettbewerb mit der EU
und ihren Mitgliedsländern durch den
angekündigten Abschluss eines Frei-
handelsabkommen zwischen Grossbri-
tannien und den USA erheblich ge-
stärkt.

Wie sehen Sie den negativen Abstim-
mungsverlauf betreffend die schweize-
rische Unternehmenssteuerreform III?
Was erstaunt ist, dass der Abstim-
mungsverlauf erheblich durch fiskali-
sche Überlegungen beeinflusst wurde.
Die Auswirkungen einer Steuerreform
auf die Steuereinnahmen sind gewiss
nicht immer genau erfassbar, das Kind
wurde aber ohne Not mit dem Bad aus-
geschüttet. Verlierer sind im Zweifelsfal-
le nicht die Aktionäre der Unterneh-

men, und erst recht nicht die Aktionäre
grosser Unternehmen, sondern ausge-
rechnet der Mittelstand. Die entstehen-
den Unsicherheiten dürften den Wirt-
schaftsstandort vorerst beeinträchtigen.
Die EU arbeitet derzeit an einer neuen
schwarzen Liste betreffend nicht ko-
operative Drittstaaten im Steuerbe-
reich. Infolge der neuen Beziehungs-
ebene zu den USA stellt sich Grossbri-
tannien gegen die schwarze Liste quer.
Das Risiko eines Schweizer Listings
dürfte aufgrund der vorläufig geschei-
terten Steuerreform dennoch anstei-
gen. Insbesondere wenn es nicht ge-
lingt, die kritisierten Steuerprivilegien
mit einer revidierten Vorlage und frei
von weiteren Verzögerungen abzu-
schaffen. Zudem steht es anderen Län-
dern jederzeit frei, eigene steuerliche
Vergeltungsmassnahmen gegen die
Schweiz zu ergreifen. Zumindest hat die
OECD Verständnis für den negativen
Abstimmungsverlauf signalisiert und
erklärt, dass sie derzeit im Gegensatz
zur EU keine schwarzen Listen gegen
Steueroasen plant. Der Schweizer
Volkswille wird hoffentlich auch von der
EU und ihren Mitgliedsländern respek-
tiert. Die zunehmende Vorherrschaft
euroskeptischer Parteien in Europa
dürfte der Schweiz insofern dienlich
sein.

Wie beurteilen Sie die Auswirkungen
der aktuellen geopolitischen Verände-
rungen auf das liechtensteinische Steu-
erwesen?
Liechtenstein ist auf freie Märkte und
freien Handel existenziell angewiesen
und kann weder auf Globalisierung
noch Protektionismus Einfluss neh-
men. Hingegen ist Liechtenstein in der
Lage, die geopolitischen Veränderun-
gen zu erfassen, zu verstehen und sich
intelligent danach auszurichten. Der
Steuerwettbewerb ist wie bereits darge-
stellt wieder im Aufschwung begriffen.
Zugleich zeichnet sich ab, dass die An-
zahl an wettbewerbsorientierten Tief-
steuerländern – darunter die USA und
Grossbritannien – weiter zunimmt. Der
komparative Vorteil niedriger Unter-
nehmenssteuern dürfte sich für Liech-

tenstein daher relativieren, was die Not-
wendigkeit international anerkannter
Steuerregimes erklärt. Im liechtenstei-
nischen Steuerwesen finden sich solche
Steuerregimes für Unternehmen bei-
spielsweise in der privilegierten Be-
steuerung von Dividenden und Zinsen.
Wichtiger als Globalisierung und Pro-
tektionismus ist für Liechtenstein aber
die Innovations- und Lernfähigkeit sei-
ner Gesellschaft und Wirtschaft – auf
welche sich jederzeit Einfluss nehmen
lässt. Die Innovationsfähigkeit der Wirt-
schaft steht in enger Abhängigkeit zu
Forschung und Entwicklung, Wissens-
vorsprung sowie geistigem Eigentum.
In diesem Bereich liegt nach wie vor die
wichtigste Stellschraube im liechten-
steinischen Steuerwesen. Die Regierung
will sich mit dieser Stellschraube in
nächster Zeit wieder genauer auseinan-
dersetzen.

Was bedeuten die erwähnten geopoliti-
schen Entwicklungen für die Arbeit von
Verwaltungsräten und Geschäftsleitun-
gen liechtensteinischer Unternehmen?
Die USA bildet zusammen mit Europa
und zunehmend auch Asien einen
wichtigen Absatzmarkt vieler liech-
tensteinischer Unternehmen. Donald
Trump verunsichert mit seiner pro-
tektionistischen Machtdemonstration
nicht nur liechtensteinische Unterneh-
men. So sollen zusätzliche absatzorien-
tiere Abgaben für alle Länder erhoben
werden, die mehr Waren an die USA
verkaufen als sie beziehen. Dazu zählen
Länder wie China, Deutschland, die
Schweiz – und auch Liechtenstein.
Liechtenstein verkaufte letztes Jahr
Waren für rund 470 Millionen Franken
in die USA und bezog Waren für ledig-
lich rund 75 Millionen Franken. Liech-
tensteinische Unternehmen sehen sich
vor diesem Hintergrund eventuell der
Forderung ausgesetzt, Waren für den
amerikanischen Markt verstärkt in den
USA zu produzieren. Ob tatsächlich An-
lass besteht, neue Produktionsstruktu-
ren in den USA aufzubauen, haben Ver-
waltungsräte und Geschäftsleitungen
von liechtensteinischen Industrieunter-
nehmen derzeit abzuwägen. Sie sehen
sich ansonsten dem Risiko ausgesetzt,
zusätzliche Abgaben auf ihren Waren-
exporten in die USA tragen zu müssen.
Kleinere Industrie- und Gewerbeunter-
nehmen dürften sich aufgrund ihrer
weniger international verankerten
Wertschöpfungskette und ihrer be-
grenzten Handlungsalternativen im
Nachteil befinden. Zugleich gilt es für
Verwaltungsräte und Geschäftsleitun-
gen von liechtensteinischen Finanzun-
ternehmen abzuwägen, inwieweit sich
aus den geopolitischen Veränderungen
und den damit einhergehenden Unsi-
cherheiten wirtschaftlicher Nutzen ge-
nerieren lässt.

«Unternehmen sehen sich der Forderung ausgesetzt, Waren für den 
amerikanischen Markt verstärkt in den USA zu produzieren.»

Marco Felder, Präsident der IFA Liechtenstein 

IFA Fachsymposium
SCHAAN. Am 27. Juni 2017 findet im
SAL ein weiteres Fachsymposium
der IFA Ländergruppe Liechtenstein
(www.ifa-fl.li) zum Thema «Erdbe-
ben in der internationalen Steuer-
landschaft? Gefahren und Chancen
geopolitischer Veränderungen auf
das liechtensteinische Steuerwe-
sen» mit hochstehenden Referenten
und Podiumsteilnehmern statt.
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